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Das Micbtigste .
Die neuen Msllenstillstnndsrordcrungen .

* Der . Nieuwe Rotterdamsche Courant " meldet : Folgende
Forderungen sollen für die neue WaffenstillstandSverlängerung
Deutschland» auserlegt werden : Die Besetzung von Eisen und
einigen Häfen an der Nord« und Ostsee, weiterhin mehrere nn .
litariM Maßnahmen , deren Dringlichleit Foch propagierte .
Maßnahmen wirtschaftlicher und finanzieller Art . D,e En -
tente hat diesmal nicht die Absicht, bloß mit der deutschen Was .
fenstillstandskommission ein Abkommen zn s^ f' --» " "
wird für da» neue Kollektivdokument die Unterschrift der deut -
schen Nationalversammlung ver.au.gen uno !ce-ei . .^ r
Zeit zum Studium de» Dokument» geben. (R . B . L.)

Dle erste Sitzung des Staatsausscbusses .
» Aus Weimar wird unterm 12 . Febr . gemeldet : Der Staa -

tenausschuß hielt gestern seine erste Sitzung ab . Es erfolgte
zuerst eine Kundgebung für die Reichseinheit . Reich und Bun¬
desstaaten sind jetzt und alle Zukunft unbedingt aufeinander
angewiesen. Dann wurde die Kreditvorlage von 25 Mruiar -
de« nach einer Rede des Reichsschatzsekretärs Schiffer einstim¬
mig angenommen.

Lbert und die deutschen zfrelstaaten .
* Die Weimarer Vertreter der . Deutschen Allgemeinen Zei¬

tung " hatte eine Unterredung mit dem Reichspräsidenten Ebert .
« uf die Frage , ob Ebert die Absicht habe, in nächster Zert d,e
Hauptstädte der deutsche « Freistaaten zu besuchen , erklärte
Ebert : Die Stellung de» Reichspräsidenten macht eine enge
Verbindung mit den Regierungen der dem Reich angehörenden
einzelnen Freistaaten unbedingt notwendig . In wie weit dazu
ein Besuch der Hauptstädte notwendig sein wird » muß erst die
Zeit lehren.

Verhaltung irsdeks .
* Der russische Bolschewistenführer Radek ist von der Ber¬

liner Kriminalpolizei verhaftet worden . Zur Verhaftung Ra -
deks wird in den Morgenblättern mitgeteilt , daß die große
Zahl der Schriftstücke und Flugblätter , die in seiner Wohnung
dorgefunden und beschlagnahmt wurden , bereits erkennen las¬
sen, daß Radek die Sache des Bolschewismus in Deutschland
noch lange nicht verloren gab. Im März etwa sollte nach
gründlicher Vorbereitung ein neuer spartakistischer Putsa ,
nicht nur in Berlin , sondern im ganzen Reiche losbrechrn , wäh¬
rend gleichzeitig das russische bolschewistische Heer gegen die
deutsche Ostgrenzr vorstoßen sollte. Radek ging in allen mög¬
lichen Verkleidungen, auch in deutscher Uniform . Mit ihm
wurden auch seine Sekretärin und seine Stenotypistin verhaftet .

Verhinderter Spartaklstenputscb .
Eine Spartakistengruppe von 159 Mann war lt . . B . L.-A ."

-om Sennelager bei Paderborn aufgebrochen, um einen Raub -
zug in Minden anSzuführen . Auf die telegraphische Nachricht
wurden in den verschiedenen Orten , die die Truppe passieren
mußte , dem Gesindel Leute mit Handgranaten entgegengesandt ,
die die Spartakisten sehr bald zerstreuten , so daß sie ihren
Plan nicht zur Ausführung bringen konnten .

Lin vernichtendes neutrales 'lltrteli über
Frankreich .

* Die . Zürch. Morgenztg .
" meldet : Im Baseler Postgebäude

liegen seit Dezember 5990 Säcke aufgestapelt mit LebrnSmitteln
«nd Liebesgaben des ausgehungerten deutschen Volkes an seine
i« französischer- Kriegsgefangenschaft schmachtende « Söhne .
Vergebens sind bisher Briefe und Depeschen an die französi¬
schen Behörden abgegangen, um die Sendung von Güterwagen
zu veranlassen, damit die in großen Haufen , völliger Zerstö¬
rung preisgegebenen Speisewaren endlich an die Adresse der
sehnsüchtig Harrenden gelangen . Aber bisher keine Antwort »
keine Wagen» keine Entschuldigung ; schon verfaule » di«
Vorräte und verbreiten einen üblen Geruch . Biel
übler als diese Waren aber , so betont das . Zürch . Blatt ",
riecht der Ruf der Nation , die solches geschehen läßt . Wir Neu¬
trale müßten uns selbst verachten, wenn wir solche Ungeheuer¬
lichkeiten nicht mit aller unS z« Gebote stehenden Macht in die
harthörige Welt Hinausrufen würden , in der Hoffnung , daß
der stete Tropfen doch auch hier den Granit höhle!

Das amerikanische zfiottenprogrsmm
angenommen .

* Das amerikanische Repräsentantenhaus bewilligte mit 194
gegen 142 Stimmen das Flattenprogramm kür drei Jahre
und »ahm die gesamte Flottenvorlage a»

Mlilson .
* Nach einer Meldung der Agence Havas aus Paris hat sich

Präsident Wilson in Brest eingeschifft.

* Vom Ulkige.
(Dir Entente und wir . WaS wird «aS dle Pariser Friedens ,

konferenz bringen ?)
Die auswärtige Politik hat in den letzten Ta -

gen ein recht bedenkliches Aussehen bekommen , und wir
haben deshalb alle Veranlassung , den Fragen dieser Po¬
litik unsere sorgfältigste Beachtung zu widmen . Wir
hängen heute mehr oder minder von der Gnade unserer
Feinde ab . Und., wenn es auch verschiedene Erwägun¬
gen gibt , die der Entente ein gar zu brutales Vorgehen
nicht ratsam erscheinen lassen müssen, so könnten unsere
) eindr doch, wenn sie gerade wollten , durch keine Macht
ehindert werden , ihr Mütchen vollends an uns zu
ühlen ; vorausgesetzt natürlich , daß sie selber untereinan¬

der einig bleiben .
Wir sind heute jedenfalls so gut wie wehrlos dem

guten oder bösen Willen der Entente ausgeliefert . Rein
militärisch betrachtet. wäre eine Auflehnung mit Was -
fen<MvaIt aussichtslos . Wirtschaftlich aber liegen die
Dinge noch übler für uns . Ja , wenn wir über eine
nennenswerte , gut organisierte militärische Macht und
über genügende Vorräte an Rohstoffen und Lebens¬
mitteln verfügen könnten, dann dürften wir der Ent¬
wickelung der auswärtigen Politik immerhin mit einer
gowissen Gelassenheit zuschauen . Das war ja aber ge¬
rade die Absicht der Franzosen und der Engländer , die
noch immer nicht die Furcht vor der deutschen Kraft
vergessen können, uns durch die Waffenstillstands -
bedingungen und deren Durchführung der Möglichkeit
einer Gegenwehr zu berauben !

Die Möglichkeit einer solchen Gegenwehr besteht in
der Tat nicht oder Loch nicht in dem Matze, daß sich
ein regelrechter Waffengang mit nur einiger Hoffnung
auf Erfolg beginnen lietze . Wir können höchstens das
Eine tun : den Feinden den ganzen Krempel vor die
Füße werfen und ihnen anheimstrllen , durch bewaffneten
Einmarsch oder durch andere Maßnahmen beliebiger Art
sich selbst das zu hole n,,w assieimmer wie -
der von neuem von uns zu erpressen ver¬
suchen . Natürlich würde ein solcher Schritt den Ver¬
lust des letzten Restes unserer Selbständigkeit nach sich
sieben : wir würden uns damit selber auf¬
geben . Für die Entente , deren Völker ebenso sehr
nach Frieden und geordneten Zuständen verlangen , wie
wir selbst, wäre dies allerdings das Unbequemste , was
ihr passieren könnte. Ein führendes holländisches Blatt
bat uns dieser Tage jenen Schritt geradezu empfohlen ,
und die „Basler Nationalzeitung " hat die Empfehlung
mit zustimmenden Worten weitergegehen .

Selbstverständlich denken wir vorderhand keines¬
wegs im Ernste daran, einen solchen Schritt wirklich zu
unternehmen . Wir werden mitder Geduld eines
Märtyrers weiter versuchen , die harten Bedingun -
gen des Feindes zu erfüllen , soweit sie über¬
haupt erfüllbar sind ; und wir werden einen
jeden Frieden hinnehmen , wenn er uns . .ur die Mög¬
lichkeit einer anständigen Weiterexistenz beläßt . Eine
Grenze aber muß diese unsere Geduld ein -
malhaben ! „kteclere si negueo superos , ^ cfteronta
movebo " . Treiben unsere Feinde uns mit ihren neuen
Forderungen , mit ihrer auf die Vernichtung Deutsch¬
lands abzielrnben Politik zur Verzweiflung , so dürfen
sie sich nicht wundern , wenn die Verzweiflung zum
Äußersten greift . In dieser Bemerkung eine Drohung
sehen zu wollen , wie eS die französische Hetzpresse tut ,
geht nicht an . Es ist lediglich eine Warnung , keine
Drohung !

Verfolgen wir die letzten Ereignisse auf dem Gebiet
der auswärtigen Politik mit dem Interesse , das ihnen
zukommt , so müssen wir erkennen, daß Frankreichs Po¬
litik völlig , die Englands teilweise , heute , wie gestern
von dem Wunsche nach Vernichtung beseelt ist . Und
wenn Italien und Japan zurzeit mit dieser Politik
nicht übereinstimmen , so geschieht das nicht etwa , weil
sie uns freundlicher gesinnt sind , sondern weil sie es als
ungerecht empfinden , daß Frankreich und England recht
viel schlucken will , ihnen sebst aber recht wenig gönnt .

Einzig und allein Amerika ist es , das eine Politik
des Anstands , der Gerechtigkeit und der Völkerversöh¬
nung eingehaltcn wissen will . Aber wie stark Amerikas
Einfluß auch sein mag , er scheint doch nicht auszurei -
chen , um Frankreich und England von ihrer brutalen
Erpresserpolitik abhalten zu können. Amerika hätte sonst

dafür sorgen müssen, daß die Waffenstillstandsbedingun¬
gen . die schon an und. für sich jeden Rekord der Härte
und Schwere schlugen, wenigstens einigermaßen ver¬
nünftig und gerecht gehandhabt werden.

Der Waffen st illstand soll von neuem verlängert
werden . Wieder meldet der Feind neue drakonische Maß¬
nahmen an . Wie reimen sich derartige Maßnahinen zu¬
sammen mit der Völkerbundsidee , die doch an¬
geblich auf der Pariser Friedenskonferenz vor kurzem
gesiegt hat ? Ist die ganze Idee bereits verabschiedet,
nachdem Frankreich und England eingesehen haben, datz
sie im Zeichen des Völkerbundes ihre Raub - und Ver¬
nichtungspläne nicht mehr so ohne weiteres verwirklichen
können ? Wie es scheint , steht Amerika in dieser Hinsicht
ziemlich allein da . Und wenn nicht zwischen Frankreich
und England einerseits , Italien und Japan anderer -
seits so bedeutende Gegensätze beständen, hätte Amerika
wohl bereits seine maßgebende Rolle auf der Konferenz
ausgespielt . Auf jeden Fall dürfen wir uns Wohl auf
schwere diplomatische Kämpfe innerhalb
der Entente gefaßt machen . Wir sind bei diesen
Kämpfen und Erörterungen indessen nur Objekt, nicht
Sirbjekt und. aktiver Teilnehmer . Umso besorgter ist
unser Blick, wenn er sich heute nach Paris wendet . Was
wird die Pariser Friedenskonferenz unserem armen Va¬
terlande bringen : die Anwartschaft auf eine neue ehren¬
volle , wenn auch an Arbeit 'und Entbehrungen reiche Zu¬
kunft oder neue Demütigung und Schwächung? !

Waden als Glied des neuen
Deutschlands .

» Bon Herrn Professor Dr . Neumann in Freiburg geht
uns ein längerer Aufsatz zu, der sich mit der aktuellen Frage
der territorialen Gliederung des neuen Deutschlands befaßt .
Wir müssen aus räumlichen Gründen darauf verzichten , die
bemerkenswerten politisch - geographischen Betrachtungen des
Verfajsers im Wortlaut abzudrucken , wollen aber die Haupt¬
punkte daraus in Kürze wiedergeben. Prof . Neumann geht von
dem Standpunkt aus , daß die überwältigende Mehrheit unse¬
rer Volksgenossen unverbrüchlich für die Erhaltung der Ei »,
heitlichkeit des deutschen Staatswesens einzutreten gewillt ist-
daß diese Einheitlichkeit gleichbedeutend mit der Zertrümme¬
rung unseres nationalen Bestandes, unseres Kulturbesitzes, un .
serer Wirtschaft , und demnach politischer Selbstmord wäre .
Auch darin seien alle einig, denen das Wohl der Gesamtheit
am Herzen liege, datz Deutschland ein Bundesstaat bleiben
müsse . Aber die Bundesg 'ieder des neuen Reiches brauchten
durchaus nicht alle die gleichen zu sein wie bisher. Erweise
sich aus der einen Seite das Übergewicht des einen allzugrvßen
Bundesstaates Preußen in gar mancher Beziehung als nicht
im Interesse der Gesamtheit gelegen , so habe sich anderseits
in den schwächeren Mittel - und den zahlreichen meist arg zer¬
stückelten Kleinstaaten ein Zustand aus alten Zeiten erhalten ,
der durchaus nicht mehr in unsere Tage, in unsere Denkweise
und in unsere politischen Aufgaben passe. Im weiteren Ver¬
folg dieses Gedankens schlägt Dr . Neumann die Schaffung v»n
vierzehn deutsche « Bundesstaaten vor , wobei versucht wird,
möglichst allseitig territoriale , völkische , wirtschaftliche und an.
dere Interessen gegeneinander abzuwägen, auch geschichtlichen
Entwicklungen soweit als angängig Rechnung zu tragen und
die Landesgrenzen der Teilstaalen so zu ziehen , daß sie in be¬
friedigend einfachem und verständigem Verlauf möglichst ein-
Zeitliche Gebiete umschließen . Diese vierzehn Bundesstaaten
wären : Ostpreußen , Westpreußea, Schlesien , Brandenburg ,
Nordalbingen , Hannover , Sachsen, Thüringen , Westfalen,
Rheinland , Hessen , Baden, Württemberg und Bayern.

Wir übergehen hier den allgemeinen Teil der Darlegungen ,
Neumanns und geben nur den wesentlichsten Teil seiner AuS -
führungen über Baden wieder. Er sagt darin unter anderem,
nachdem er betont hat, daß er unser kleines Land, als wert¬
volles, wirtschaftlich, politisch , kulturell und geistig einheitliche»
Staatsgebilde erhalten haben möchte: »Aber wie die Erde nichts
durchaus Vollkommenes kennt, so hat auch der Staat Baden
etliche Schönheitsmängel , und von denen soll nunmehr die
Rede sein . Sie beziehen sich auf seinen Grenzvrrlauf und
sind , wie mir dünkt, schmerzlos zu beseitigen , wenn man nur
den Mut haben will, in diesen Zeiten des gewaltigsten und tief,
greisendsten Umsturzes fast aller Dinge auch einige kleine
Verschiebungen und Tauschhandlungen vorzunehmen, die wirk,
lich niemanden ernstlich web Pin können »nd keine großen In¬
teresse« stören , dafür aber manchen wichtigen Einzclvorteil
bringen , nämlich Vereinfachungen der Grenzlinie , nicht unbe¬
deutende Ersparnisse der Staatskasse für die Grenzbcwachung
und allerlei Erleichterungen in der Verwaltungsmaschinc.

Am Rhein haben wir bekanntlich von Hüningen bis Lau -
tcrburg neben der Hoheitsgrenze, die dem Stromstrich folgt,
noch die aus den Zeiten vor der Flußkorrektion stammende
Gemarkungsgrenze , die recht vielfältig über beide User a » S-
greift und somit badische Gemarkungsteile ins Elsaß, elsässische
nach Baden verlegt .

Die Gebietsaus - und Einschlüsse zwischen Baden, Hessen.
Württemberg und Hohenzollern sind alle so klein und gering ,
fügig , daß sie ohne Nutzen oder Schaden gegeneinander ohne



weiteres wettgeschlagen werden können. Das hessische Gebiet
von Neckarsteinach - und Hirschhorn mühte an Baden fallen,
wogegen wohl durch Abtreten des Landes im Norden von Wein,
heim ein Ausgleich zu schaffen wäre . Kleine Grenzberichü-
guiigen bei Kailbachs und ErnMal und gegen das bayerische
Unrer,ran . cn chis in die Gegend von Mergentheim . wären an
mehreren Stellen mit Vorteil unschwer durchführbar . In B« .
zug auf Württemberg , dem das hessisihe Wimpfen zuzufallen
hätte, wäre zunächst längs der Strecke Mergentheim —Mosbach
daran zu denen, durch mehrfachen Austausch in der Gegend
von Krautheim , Kessau , Möckmühl , Neudenau und Jagstfeld
die Grenze einigermaßen imt der Oberflächengestaltung in
Einklang zu bringen , so daß sie nicht wirr und die Verwal¬
tung erschwerend vom Odenwald und Bauland bis über die
Jagst und sogar bis zum Kocher hinüberspringt und wieder
zurückbiegt. Hier wäre friedlich-schiedlich vieles zu verbessern,und zwar durchaus ohne Gewinn und Verlust der Nachbarn.
Wenn weiterhin daran gedacht würde, gegen Weggabe einigerGemeinden im Südteil des Pforzheimer Bezirkes an Württem .
berg von diesem die orographisch und verkehrsgeographisch
durchaus nach Westen gerichteten Gebietsteile von Herrenalbund Loffenau im Albtal und bei Gernsbach für Baden zu ge.
Winnen, und ebenso die Landschaft von Schramberg und
Schwenningen und die Landzunge von Neuhausen ob Eck bei
Tuttlingen , so würde eine derart verbesserte Ostgrenze unse¬res Landes allen billigen Ansprüchen an Naturbedingungenund Wirtschaftslage entsprechen. Daß dabei Württemberg in
keiner Weise benachteiligt werden soll, geht daraus hervor , daß
»hm, was ja vollkommen selbstverständlich ist, weitaus der
größte Teil von Hohenzollern zuzusallen hätte . Ob für Baden
des ganze Oberamt Sigmaringen in Frage käme oder nur
dessen südliMter Teil , etwa von der Ablach an , das wäre viel,
leicht am besten dem Selbstbestimmungsrocht der Hohenzollern
zur Entscheidung anheimzustellen. . . .

Damit kommen wir nun zur badischen bezw . zur Reichs,
grenze gegen die Schweiz. Beim Gedanken an ihre da und
dort gewiß sehr wünschenswerte Verbesserung müssen grund¬
sätzlich zwei Punkte gänzlich ausgeschlossen bleiben : Konstanzund Kleinbasel. Konstanz hat niemals zur Eidgenossenschaft
gehört, es ist nach seinem Geist und seiner Geschichte eine so
kerndeutsche Stadt und wirtschaftlich mit dem deutschen Boden¬
seegebiet als dessen natürliche Hauptstadt so eng und vielseitig
verwachsen, daß die oft zu hörende Klage der Thurgauer , mit
Konstanz fehle ihnen der unentbehrliche Kristallisationsmittel -
punkt, nach keiner Richtung hin Beachtung verdient . Also :
Konstanz ist deutsch und bleibt badisch. Genau ebenso bestimmt
gehört aber Kleinbasel nicht zu uns , sondern zur Schweiz.
Schweizer Landes- und von Basler Stadtinteressen könnte
sehr Wohl der zackige Umriß des Baslergebietes bei seinem An¬
stieg auf die Höhen des Dinkelberges sich kleine Schnitte und
Abänderungen gefallen lassen , damit die Grenze zwischen Lör.
rach-Stetten und Grenzach einfacher verliefe und leichter am
Schmuggel verhindert würde. Das müßte bei beiderseitigem
guten Willen sich leicht erreichen lassen .

Wirklich stkfccht ist die Grenze gegen den Kanton Schaff¬
hausen. Das wird mehr als anschaulich, nämlich greif - und
fühlbar durch die leidige Tatsache, daß hier mehrfach die Wirt¬
schafts - , tk h . die Zollgrenze von der Staatsgrenze wegverlegtwerden mußte, wenn man nicht die Bewohner der unglücklich
gelegenen Grenzzone in ihrem Erwerbsleben aufs schwerste
sck>ädigen wollte. So entstanden jene berüchtigten ZollauS-
fcktüsse, die ründ öS Quadratkilometer mit über 3800 Ein -
wohnern umfassen. Wir haben es hier mit Zwittergebieten zutun . die politisch zwar badischdeutsch, aber als außerhalb des
deutschen Zollgebietes gelegen wirtschaftlich so völlig auf die
Schweiz angewiesen sind , daß ihr gesamter Verkshr nur nach
ihr gerichtet ist . Hinter der Staatsgrenze liegt die streng be¬
wachte Zollgrenze, Wie da der Schmuggel blüht trotz der über,
großen Schar von Zöllnern , das kann man sich leicht vorstel-len , wie schwierig gerade während des Kriegs die Versorgungs -
Verhältnisse waren , auch ; und daß unter diesen Umständendas deutsche Nationalgefühl Not leidet, ist mehr als klar .

" Nach
Ansicht des Verfassers sollen nicht nur die Gebietsaus ,
sch 'üsse von Büsingen und Püttenhard , wo Reichsgebiet ganzinnerhalb der Schweiz liegt, dieser znfallen , sondern auch die
Gemeinde Wiechs am Randen und das Gebiet von Jestettenbis Baltersweil einschließlich Der Kanton Schaffhausen ge¬hört , so führt er weiter aus , wie Basel seit 1S01 zur Schweizund ist von ihr als Ganzes nicht losznlösen ; aber in dem ge¬trennt für sich auf der rechten Rheinseite gelegenen Gebiete
von Stein am Rhein . Hemisbofen und Ramsen , das auf rund
L7 Quadratkilometer 3600 Einwohner zählt , läge ein Tausch,
objekt vor, das an Wert wohl dem Zollausschlußgebiet gleich-
kommt und das die Schweiz verschmerzen könnte. Die Grenzeaber ver'-ief« nach Annahme dieser Vorschläge derart , daß sie
doch nicht mehr direkt schädlich wirkte und jedenfalls als viel
einfcvber und sinnaemätzer weichste,is einigermaßen befriedi¬
gen könnte ." — Soweit die Vorschläge Dr . Neumanns , deren
Untersuchung natürlich den kompetenten Stellen überlassenwerden muß.

Voltttscbe Aebersicbt .
IKclcbspräsldent Ebert und die Presse .

* Reichspräsident Ebert empfing am Mittwoch nachmittaginr Foyer des National »beaters in Weimar die Vertreter der
deutschen und der deutsch -österreichischen Presse, um gleichbeim Antritt seines neuen Amts persönlich mit ihnen in
Fühlung zu treten . Er führte dabei Folgendes aus :

..Der erste Lag meines Amtes soll auch der Tag sein, an
dem . ich mir der deutschen Press- Fühlung nehme. Sie wissen ,
ich war ebenfalls Redakteur . Ich kenne aus eigener Erfah¬
rung Ihre Aufgaben und Pflichten, Ihre Schwierigkeiten und
Anstrengungen . Bei mir sollen Sie jeder Unterstützung sicher
sein. Ich freue mich, daß mir ein Amt zugefallen ist, unter
dessen vornehmster Aufgabe die Wahrung der völligen Presse¬
freiheit obenan , steht . Es ist meine Aufgabe und das Er¬
fordernis meines Amtes , mit Ihnen allen in Beziehung zutreten , ohne Rücksicht auf Ihre oder meine Parteizugehörig¬
keit . Sehen Sie bitte darin ein Zeichen für die Art, wie
ich das Präsidentenamt verwalten will.

Nicht meine Partei » sondern das ganze Volk hat mich ge¬wählt und kann daher auch von mir verlangen , daß ich der
Präsident des Volkes und nicht einer Partei bin . Die große
Mehrheit von Ihnen gehört ja den Parteien an oder steht
ihnen nahe, aus welchen sich die neue Regierung bilden wird.
Die anderen Herren bitte ich, in unseren Taten nicht nur
das Trennende , sondern auch das Gemeinsame sehen zu wollen
und bei mir auch vorauszusetzen, was ich auch bei Ihnen
voraussehen will, eine tiefe ernste Auffassung von der Pflicht
zum Vaterland .

Zwei Aufgaben hat die neue Regierung vor allem andern :
den Frieden zu sichern und die Verfassung zu beschließen .
Beides muß geschehen im Zeichen der Gerechtigkeit, Gerech¬
tigkeit nach außen unck innen . Für Deutschland, gegenüber
»nseren bisherigen Gegnern , für jeden unseren Volksgenossen

gegenüber bisheriger Bedrückung und Unfreiheit. Zum Ar»
beitSprogram « der neuen Regierung will ich heute nur eins
sagen: ES ist kein Kompromitzprogramm in schlechtem Sinne .Alle drei Parteien , die daran gearbeitet haben, haben sich
rückhaltlos ans den Bode « unverfälschter und ««verkürzter
Demokrntie gestellt. Wir können heute sagen: - Die Demv-
kratir ist für Deutschland in einem Umfange gesichert, wie
für kein anderes Land .

»Eine vollkommene Übereinstimmung wurde über die Art,wie die Sozialisierung anzubahnen sei, erzielt . Darnach sollen
Wirtschaftszweige, die nach ihrer Art und ihrem Entwicklungs¬
gänge einen privatmonopolistischen Charakter angenommenhaben und dadurch zur Sozialisierung reif geworden sind , auf
Reich, Staat , Grmeindeverbünde und Gemeinden zu über¬
nehme» sein. Als Wirtschaftszweige werden besonders er¬
wählt die Bergwerke und die Erzeugung von Energie . Ms
die Zeit zum Sozialismus reif ist, muß der soziale Gedanke
alle Handlungen jeder Regierung bestimmen.

Die Organe der Regierung , welche mit den Herren der
Presse zu tun haben, sind angewiesen, ihre Arbeiten in ver¬
ständnisvollstem Sinne zu unterstützen, die nichts zu tun
haben mit Beeinflussung, sondern die geeignet ist, die Mit¬
arbeit der Presse anzuregen . Ich würde mich freuen , wenn
Sie mit mir darin zustimmen, daß die Freiheit der Presse,
ihre Kritik, ihre Mitarbeit , ihre Anregungen , ihre Vorschläge,
daß dies alles im heutigen Deutschland von jeder Beschrän¬
kung entbunden sein soll, eine notwendige Festsetzung unsererArbeit in der Regierung bilden und uns Tag für Tag in
lebendigen: Zusammenhang mit der Volksmeinung und dem
Volkswillen setzen muß ."

Nach der Ansprache des Reichspräsidenten, die von den ver¬
sammelten Pressevertretern an mehreren Stellen durch leb¬
haften Beifall unterbrochen wurde, gab der Vorsitzende der
Pressevereinigung in Weimar , Georg Bernhard , namens der
versammelten Pressevertreter der Freude darüber Ausdruck,
daß ihnen sogleich Gelegenheit gegeben Warden sei , den
Reichspräsidenten in ihrer Mitte zu begrüßen . Sein Hoch
galt dem Reichspräsidenten, dem Führer zu einem einigen
freien Reiche aller deutschen Stämme .

Reichspräsident Ebert versicherte nochmals, daß er den
Schutz der Presse und die Meinungsfreiheit als seine höchste
Aufgabe ansehe. Die Aufrechterhaltung der unbedingten
Presse- und Meinungsfreiheit werde er unter allen Umstän¬
den durchsetzen .

Die Lage in den Ikoblenrevieren .
* Die Nachrichten von der Beendigung des Bergarbeiter¬

streiks in Oberschlesien berechtigen leider nicht zu der Hoff¬
nung . daß sich tüe Kohlenversorgung Deutschlands nunmehr
demnächst bessern werde. Die durch die umfangreichen Abga¬
ben von Lokomotiven an die Entente hervorgerufenen Trans -
portschlwierigkeiten machen sich in allen Kohlenrevieren immer
mehr fühlbar . Dies zeigen folgende Zahlen aus den beiden
größten Steinkohlenrevieren :

Während am Montag , den 3. d. Mts . , im rheinisch-westfäli¬
schen Bezirk die Eisenbahnwagengestellung , die im Vergleich
zur letzten Woche günstige Ziffer von 18 160 Magen auswies,
ist sie im Laufe der Woche ständig, bis auf 12 SSO am Freitag ,
den 7 . d. Mts . , zurückgegangen. In Oberschlesien ist eine
Abnahme von 4568 Eisenbahnwagen am Montag auf 3097 am
Freitag zu verzeichnen. In transportgünstigen Zeiten während
des Krieges haben die Wagengestellungsziffern für Westfalen
etwa 25 000 , für Oberschlesien etwa 12 000 Magen täglich be¬
tragen . Aussicht auf baldige Besserung der Transportverhält ,
niffe besteht zurzeit noch nicht.

Freistaat Medersacbsen .
* In der vorgestrigen Sitzung der braunschweigischen Lan¬

desversammlung wurde gegen die Stimmen der Unabhängigen
ein Antrag angenommen , der von der Regierung fordert , die
Bildung eines nordwestdeutschenFreistaates nicht mehr zu för¬
dern , vielmehr in Verbindung mit einem Freiheitsausschuß
des Landtages die Bildung eines Freistaates Riedersachsen
anzubahnen , der mindestens noch das ganze Hannover umfassen
soll . Reichßgesetzliche Bestimmungen sollen dabei beachtet
werden.

Deutscb -polniscbe Verbandlungen .
* Bei den in den letzten Tagen mit Vertretern des obersten

polnischen Bolksrates zu Posen in Berlin stattgesundenen Ver¬
handlungen erklärte die preußische Regierung ini Einverneh¬
men mit der Reichsleitnng , daß die durch die jüngste Entwick¬
lung in der Provinz Posen entstandene Lage den Entscheidun¬
gen des Friedensschlusses in einer Weise vorzugreifen vermöge,
daß gemäß dem Waffenstillstandsvertrag im Osten die Reichs¬
grenze vom August 1914 anzuerkennen sei und daß innerhalb
dieser Grenze die staatliche Autorität beim Deutschen Reiche
bezw. dem preußischen Staate liege. In Konsequenz dieser
rechtlichen Lage hält die preußische Regierung das Vorhanden¬
sein einer polnischen Armee unter polnischen Bcfehlsgewalten
innerhalb der deutschen Reichsgrenze für unmöglich und for¬
dert ihre Auflösung. Ferner fordert sie die Wiedereinsetzung
der preußischen Beamten , soweit sie in der Ausführung ihrer
Amtstätigkeit ourch die Polen verhindert seien und erklärt ,
nur solche Behörden für zuständig ansehen zu können, die von
der preußischen Regierung eingesetzt seien oder anerkannt
würden .

Die Bevollmächtigten des polnischen Obersten BolkSrates er¬
kannten zwar den Rechtsstandpunkt der preußischen Regierung
nach der formalen Teste an , erklärten aber , die daraus her-
geleiteten Forderungen angesichts der Tatsachen nicht erfüllen
zu können, insbesondere lehnen sie die verlangte sofortige
Waffenniederlegung ab. Statt dessen schlagen sie vor, die Ver¬
handlungen auf zwei Wochen zu vertage^, und während dieser
Zeit beiderseits die Kampfhandlungen einzustellen.

Die preußische Regierung hat darauf im Einvernehmen mit
der Reichsleitung dem polnischen Obersten Volksrate mitgeteilt »
daß die Einstellung der Kampfhandlungen nur unter der Be¬
dingung bewilligt werden könne , daß keine polnische bewaffnete
Formation innerhalb der deutschen Rrichsgrenzen derbleibe.

Die Werner Sozialistenkonferenz .
- In ihrer Schlußsitzung am Montag beendigte die Inter¬

nationale Sozialistenkonferenz die Aussprache über das Thema
„Demokratie und Diktatur ".

Loriot (Frankreich) gab eine Erklärung ab, daß eine Stel¬
lungnahme gegen dn Bolschewismus zur Unterstützung der
bcurgeoisistischen Politik des Präsidenten Wilson beitragen
werde. Axelrod, russischer Menschewist, stellte fest , daß der
Bolschewismus nicht eine Diktatur des Proletariats , son¬
dern eine Diktatur über das Proletariat sei . Fried¬
rich Adler (Österreich) bringt eine von der französischen
Longuet -Grnppe , der norwegischen Delegation und dem Deut¬
schen Herzfeld Unterzeichnete Erklärung ein, die sich gegen die
Brandmarkung der russischen Zustände wandte, solange noch
keine genauen Nachrichten vorliegen.

In der Rachmittagsfitzung weist Troelstra ( Holland) dara »«f
hin, daß der Bolschewismus die Grundsätze der Demokratie
verraten habe.

GoveronSky (russisch . Sozialrevolutionär ) erklärt , die Bol¬
schewisten hätten zwar das große Eigentum beseitigt, dafür
aber das^ ganze Volk verelendet .

KantSky lehnt die Resolution Adler ab und unterstützt di«
Mehrheitsresolutton . Das wichtigste Problem sei jetzt die He¬
bung der Produktton . Die Bolschewisten hätten den Sozialis¬mus durchführen wollen, aber nichts anderes erreicht, als eine
neue Form des Militarismus .

Henberson ( England ) stellt im Namen der britischen Dele¬
gation fest, daß die Bolschewisten nach Bern hätten kommen kän-
neu, sie hätten das jedoch nicht getan, weil sie wußten , daß ihre
Grundsätze unvereinbar seien mit denjenigen der Internatio¬nale .

Bernstein (Deutschland ) betonte : Für England und Frank¬
reich sei der Bolschewismus nur eine theoretische , für Deutsch¬land aber praktische Frage , von der Leben und Tod für Deutsch¬land abhänge . Bernstein ist erstaunt , daß die Internationale
nicht darauf Hinweise , daß die Bolschewisten alles
getan hätten was die Reaktionäre nicht getan
haben . Der Boschewismus habe die Korruptionin Rußland eingeführt und wolle sie auch in der Internatio¬nale , wie er es schon in Deutschland getan habe. Der Sozia¬lismus dürfe in keiner Weise mit dem Bolschewismus zu-
sammenarbeiten , weil der Boschewismus den Hungertod deS
Proletariats bedeuten würde.

Die übrigen Redner stimmten durchweg der MehrheitSreso-lution zu.
Branting stellte in seinem Schlußwort fest, daß die Inter¬

nationale wieder erstanden sei . Ihr Ziel sei der demokratische
Völkerbund, ein Völkerbund ohne Ausschluß irgend einer Na¬
tion . Er hoffe , daß das große Ziel erreicht werde ans Grund
der Prinzipien , die Präsident Wilson für die Demokratie
der ganzen Welt aufgestellt habe und wegen welcher er im
Kampfe liege mit gewissen imperialistischenStrömungen . Voraus ,
setzung dieses Völkerbundes sei, daß ein dauernder und gerech¬ter Friede geschloffen werde. (Lebhafter Beifall . )

Nach kurzen Erklärungen eines deutsche.« Unabhängige «, die
ganze deutsche Jugend sei anttmilitaristisch und werde bei einer
Einberufung unter die Gewehre den Dienst verweigern , wurde
der Kongreß geschlossen.

Englische Stimmen gegen die Gebeim-
verträge.

* Die » Züricher Morgenzeitung " meldet aus London : Inder englischen Presse macht sich immer stärker eine Mißstim¬
mung gegen die bestehenden Geheimverträge unter den alliier¬
ten Großmächten geltend, in der ein Teil der englischen Os-
fentlichkeit ein starkes Hindernis für den Fortschritt der Frie¬
denskonferenz und für die Errichtung des" Völkerbundes er¬
blickt. „Daily Mail " beschäftigt sich in einem langen Artikel
mit dieser Tatsache und wirft die Frage auf , ob nicht die vor.
angegangenen Geheimverträge zwischen England , Italien ,
Frankreich , Japan und dem Hedschaskönig aufgehoben werde«
sollten.

Die Lage ln Bukarest .
* In Bukarest wurde nach einer Meldung der »Züricher

Morgenzcitung " der verschärfte Belagerungszustand verhängt .
Es kam zu neuen blutigen Zusammenstößen mit den Sozia ,
listen. Sämtliche Eisenbahn - , Tabak- und sonstige Industrie ,
arbeite » streiken und demonstrieren gegen den König und die
Regierung . Vor dem königlichen Schlosse kam es zu Zwischen¬
fällen . Streikende Gruppen versuchten es zu stürmen , wobei
es zu Schießereien kam . Militär wehrte den Angriff ab. Die
gesamte rumänische Presse ist gegen Bratianu . Der Bolsche¬
wismus in der rumänischen Armee wird durch Agitatoren
aus Rußland betrieben .

Beilegung des Streikes in England .
* Der Generalausschuß der Ausständigen am Clyde hat nach

einer Reutermeldung den Arbeitern gestern offiziell empfohlen»
die Arbeit heute Mittwoch früh wieder aufzunehmen .

Japaniscb - cbineslscbe Spannung .
* Der Washingtoner Vertreter der Associated Preß telegra .

phiert : Einem hier eingetroffenen diplomatischen Bericht zu¬
folge hat Japan im Prinzip mit Krieg gedroht, wenn China
die Geheimverträge beider Länder veröffentlicht und seine Per -
tragspftichten nicht erfüllt , Japan zu Deutschlands Nachfolger
in Eigentum und in den Konzessionen zu machen , die Deutsch
land vor Ausbruch des europäischen Krieges besaß. China
sucht bei Großbritannien und den Vereinigten Staaten Unter -
ftützung angesichts der Haltung Japans , die ernste Befurch,
jungen unter den Vertretern der assoziierten Mächte hervor . -
ruft .

Badischer Teil .
" Gegenüber neuerlichen Anfragen wiederholen wir

die in Nr . 31 der Karlsruher Zeitung vom 6 . Februar
1919 gegebene Mitteilung der obersten Heeresleitung ,
wonach die französischen Besatzungsarmeen Anweisung
erhalten haben , Gesuche um Aufenthalt von '

entlassenen
Heeresangehörigen in der neutralen Zone , die vor dem
1 . August 1914 dort nicht ansässig waren , zu genehmigen ,
falls sie durch wirtschaftliche Verhältnisse gerechtfertigt
erscheinen.

Nach den hiermit in Zusammenhang stehenden For¬
derungen der französischen Militärbehörden müssen nun¬
mehr von den Bezirksämtern für jede Gemeinde der neu¬
tralen Zone aufgestellt werden

1. eine Liste (I ) , welche alle demobilisierten Militär -
Personen unter fortlaufender Nummer enthält , die
in der Gemeinde vor dem 1. August 1914 nicht ihren
Wohnsitz hatten ,

2 . eine Liste (II ) , in welcher unter Bezugnahme auf
d.;e Nummer der Liste I alle diejenigen der in
Liste I verzeichneten Personen aufgeführt sind, für
welche eine durch wirtschaftliche Verhältnisse be¬
gründete Aufenthaltsbewilligung beantragt wird .

Das erforderliche Material entnehmen die Bezirks¬
ämter aus den von den Gemeinden früher schon einge¬
leiteten Erhebungen ; die endgültige Entscheidung über
die Bewilligung von Aufenthaltsgesuchen steht den fran -
zösischen Militärbehörden zu. *



Der MlakkenstUlstand.
** Auf Grund der Verhandlungen der Wafsenstill -

Pandskommission mit der Entente hat diese die Be -
fatzungsarmeen angewiesen , Gesuche um Aufenthalt von
Entlassenen in der neutralen Zone , die vor dem 1 . August
1914 dort nicht ansässig waren , zu genehmigen , falls
sie durch wirtschaftliche Verhältnisse ge -
rechtfertigt erscheinen . Zur weiteren Rege¬
lung der Angelegenheit hat das Ministerium des In¬
nern die Bezirksämter angewiesen , aus den von den
Bürgermeisterämtern bereits vorgelegten Nachweis ' ",-
gen zwei neue Listen aufzustellen und zwar eine Liste,
welche getrennt nach Gemeinden alle demobilisierten Mi¬
litärpersonen enthält , die in der Gemeinde vor dem
1. August 1914 nicht ihren Wohnsitz hatten und eine
weitere Liste, in welcher, gleichfalls nach Gemeinden ge-
ordnet und unter Bezugnahme aus die Nummern der
ersten Liste alle die Personen aufgeführt sind, für die
eine durch wirtschaftliche Verhältnisse begründete
Aufenthaltsbewilligung erbeten wird . Dieser letztere Liste
muß die Begründung enthalten , welche den französischen
Militärbehörden die Ausnahmebewilligung ermöglicht .

Die Beamten und Angestellten öffentlich
rechtlicher Organisationen , die Lehrer von Lehranstal¬
ten , die Angestellten von Banken , sonstigen Kredit¬
instituten Md Versicherungsgesellschaf¬
ten , Apotheker , Ärzte und ähnliche für das Wirt¬
schaftsleben wichtige Personen werden die Voraussetzung
der Ausnahmebewilligung Wohl regelmäßig erfüllen .
Unter demobilisierten Militärpersonen sind solche Per¬
sonen zu verstehen, die zur militärischen Dienstleistung
während des Krieges eingezogen waren und aus
dem Militärdienst , gleichgültig wann , endgültig entlassen
find . Lediglich Hilfsdienstpflichtige Personen
und ungediente Landsturmpflichtige fallen nicht
unter diese Militärpersonen .

Für staatliche Beamte , Angestellte und Arbeiter wer¬
den die Ministerien die erforderlichen Ausnahmebewil¬
ligungen bei den Bezirksämtern der neutralen Zone be¬
antragen .

Die beiden Listen werden durch den Landeskommissär
alsbald an der, Abschnitt V der neutralen Zone in Karls¬
ruhe zur Mitteilung an die französische Militärbehörde
zugesandt werden . In den Fällen , in denen eine Aus¬
nahmebewilligung befürwortet wird , wind mit dem Voll¬
zug der Ausweisung zugewartet werden , bis die endgül¬
tige Entscheidung der französischen Militärbehörden über
das Ausnahmegesuch vorliegt . Neu einkommende Ge¬
suche zur Aufenthaltsbewilligung werden in den Listen
mitberücksichtigt. Soweit das Bezirksamt keinen Anlaß
findet , Ausnahmegesuche zu befürworten , wird die Aus -
Weisung alsbald durchgeführt werden .

zfamllienunterstütznng .
" In der letzten Zeit sind zahlreiche Angehörige von

Kriegsteilnehmern , dä-e bisher ihre Kriegsunter¬
stützung durch die Post aus Orten des linksrhei¬
nischen Gebiets und der neutralen Zone erhielten ,
wegen Weiterzahlung der Kriegsunterstützung bei den¬
jenigen Lieferungsverbänden , in deren Bezirk sie jetzt
ihren Aufenthalt haben , vorstellig geworden , weil die
Geldsendungen ausgeblieben wären . Das Ministerium
für soziale Fürsorge hat daher auf Veranlassung des
Reichsamts des Innern diese Lief -erungsver -
bände angewiesen , die Familienunterstützungen den
berechtigten Empfängern in der erforderlichen Höhe
einstweilen zu zahlen . Von den Familien wer¬
den nach Möglichkeit -entsprechende Ausweise über ihre
Berechtigung zum Bezüge der Familienunterstützung ver¬
langt . Da die Beschaffung dieser Unterlagen nicht
selten auf Schwierigkeiten stoßen wird , wird angestrebt
werden , daß die Lieferui ^ssverbände des linksrheinischen
Gebietes und der neutralen Zone die Unterstützungen
Weiter zahlen oder mit den für sie eintretenden Liefe¬
rungsverbänden der Zuzugsorte wegen der vorschuß-

weisen Weiterzahlung in Verbindung treten können .

Dle Beschränkung der Lureise nach
Mleimaa .

* * Während der Dauer der deutschen verfassunggeben¬
den Nationalversammlung ist die Zureise und der
Aufenthalt in Weimar auf Grund der Verordnung der
Reichsregierung vom 1 . Februar nur solchen Personen
gestattet , die im Besitze von gültigen Pässen sind und
denen die „Fremdenstelle Weimar " auf schriftlichen An¬
trag hin die Zureise und der Aufenthalt gestattet hat .
Die Genehmigung zur Zureise wird nur erteilt , wenn
Nachweise, die den Zweck und die Notwendigkeit der
Reise in ausreichender Weise ergeben , erbracht sind und.
der Zweck der Reise dem öffentlichen Interesse nicht
zuwiderläust . Von der Beibringung eines Passes und
der Eintritts - und Aufenthaltserlaubnis sind befreit die
Mitglieder der Nationalversammlung , die von der
Reichsregierung oder von den Regierungen d,"r deutschen
Einzelstaaten im staatlichen Auftrag nach Weimar ent¬
sandten Beamten und die Beamten und Bedien¬
steten der Eisenbahn und Bahnpost , die sich durch
besondere Bescheinigung über ihre . Berechtigung zum
Eintritt und Aufenthalt in Weimar ausweisen .

Badische Nationalversammlung .
oc. Der Bersosimigssnsschuß der Badischen Nationalver -

sammlung befaßte sich gestern vormittag zunächst nochmals
mit der Frage der Dauer der Wahl, und Haushaltsperiode .
Ts wurde beschlossen, das Verhältniswahlsystem bcizubehalten .
Dagegen wurde die Bestimmung des Entwurfs , welche die
gebundenen Listen - eibehalten will, nicht übernommen . An
den gebundenen Listen wurde erheblich Kritik geübt und eS
wurde betont , daß die einschlägige Regelung nicht in die Ber .
faffung , sondern in das Wahlgesetz gehöre. Die Einteilung des
Landes in die vier Wahlkreise der Landeskommiffariate soll
bestehen bleiben. Jede Partei soll entsprechend dem mit gro¬
ßer Mehrheit angenommenen Regierungsentwurf auf je 1V 000
der für ihren Mahlvorschlag abgegebenen Stimmen und für
einen Rest von mehr als 5000 Stimmen je einen Abgeordneten
erhalten .

Die LandtagSperiÄ>e soll künftig eine vierjährige sein, um
dem Volk die zu häufige Wiederholung des Wahlkampfes zu
ersparen . Der Regierungsentwurf hatte eine dreijährige
Landtagsperiode vorgesehen. Der Beschluß einer vierjährigen
Landtagsperiode wurde mit 14 gegen sieben sozialdemokratische
Stimmen gefaßt . Der Landtag soll alljährlich zusammentre .
ten . Auch die Haushaltsperiode soll in der Regel eine ein.
jährige sein , doch wurde auf demokratischen Antrag mit Len
Stimmen der Demokraten und Sozialdemokraten beschlossen,
daß es zulässig sein soll, das Finanzgesetz auch für zwei Jahre
vorzulegen . Die Anträge des Zentrums , an der zweijährigen
Budgetperiode festzuhalten oder st« wenigstens als die Regel
zu bezeichnen , wurde mit 12 Stimmen der Demokraten und
Sozialdemokraten gegen neun des Zentrums und der Deutsch,
nationalen abgelehnt. — Die folgenden Paragraphen des Ber -
fassungsentwurfs bis zum 8 54, welche die Zuständigkeit der
Volksvertretung feststellen , wurden ohne erhebliche Änderungen
angenommen . Fortsetzung Donnerstag nachmittag.

Das vereinfachte automatische Wahl¬
system beim Proporz

ist am 11 . lfd. Mt . von der VerfaffungSkommissionder badischen
gesetzgebenden Versammlung mit 19 :2 Stimmen gemäß dem
8 24 des Regierungs -Entwurfes einer neuen badischen Verfas¬
sung angenommen worden. Die Verfassungsbestimmung soll ,
so wird uns dazu von Herrn Dr . Dietz, Etadtrat und Mitglied
des Verfassungsausschusses, geschrieben , nach dem Konimis¬
sionsbeschluß lauten :

„Die Abgeordneten werden nach den Grundsätzen der Ver¬
hältniswahl in 4 Wahlkreisen gewählt. Jede Partei »der
Wählergruppe erhält auf je 10 000 der für ihre«. Wahlvor¬
schlag abgegebenen Stimmen und für einen Rest von mehr
als 5000 Stimmen je 1 Abgeordnete«.

Das Nähere bestimmt das Landtagswahlgesetz."
Bei einer bei den Wahlen vom 6 ./19 . Januar 1919 abge¬

gebenen Stimmenzahl von rund 1 Million würde also der
künftige badische Landtag rund 100 Abgeordnete zählen . Da
eine dreijährige Legislaturperiode vorgesehen ist, so würde der
Landtag alle 3 Jahre je nach der Zahl der abgegebenen Stim¬
men einige Abgeordnete mehr oder weniger zählen . Da doch
nie alle Abgeordneten anwesend sind, erschien dieser geringfü¬
gige Wechsel der Kommission , gegenüber den enormen Vortei¬
len des vereinfachten automatischen Systems als nicht schwer¬
wiegend genug, um von demselben abzusehen. DaS vereinfachte
automatische System wird hiernach voraussichtlich in der ba¬
dischen Verfassung Aufnahme finden und damit zum ersten
Male in Deutschland zur Anwendung gelangen. Bei seinen
auf der Hand liegenden Vorteilen, die das Proportionalwahl -
shstem ein für alle Mal und ohne die Notwendigkeit späterer
Wahlkreisänderungen zu einem wirklich einfachen und gerech¬
ten System machen , ist zu hoffen, daß auch die Reichswahlen
und in den übrigen Bundesstaaten dieses System, welches alle
weitere Rechnerei überflüssig macht und dafür garantiert , daß
jeder Abgeordnete jeweils genau die gleiche Wählerzah ! hinter
sich hat, Aufnahme finden wird. Für die Reichswahlen würde
nach dem Ergebnis des 19. Januar , an Stelle der für den ba¬
dischen Landtag angenommenen Zahl von 10 000 die Zahl von
68 000, bezw . abgerundet 70 000 Stimmen für .je einen Abge¬
ordneten als maßebend zugrunde zu legen sein .

Deue wirtschaftliche Vergewaltigungen
Badens .

In Beantwortung einer Interpellation im Schweizerischen
Ständehaus teilte Präsident Ador über die Ergebnisse seiner
Mission nach Paris u . a . mit, daß der Schjweiz monatlich 65 bis
68 000 Tonnen Kohlen aus dem Saargebiet , 20 000 Tonnen
französischer Herkunft und 400000 Tonnen Briketts aus Belgien
zugesichert seien. Die vom rechtsrheinischen Gebiete stammen ,
den Kohlen müßten auf das andere Rheinufer übergeführt
und durch französisch « Bahnen transportiert werden . In die .
sem letzten Satz liegst , wie Emil Pseiff in der „B . Landeszei .
tung " ausführt , die Gefahr einer weiteren wirtschaftlichen
Schädigung Badens , durch eine empfindliche Verkehrsein ,
schränkung der von den Alliierten „ noch" unbesetzten Rhein .
Häfen Mannheim -Rheinau und Karlsruhe zu erblicken . Zu
einer solchen Forderung fehlt, so besagt der Artikel weiter ,
jede Rechtsgrundlage, denn „ in Abschnitt I der Zusatznote Nr .
2 zu dem Abkommen über den Waffenstillstand vom 11 . No¬
vember 1918 ist neben anderem „nur " zugestanden , daß der
Rhein der vollen unbegrenzten Autorität des Höchstkomman.
dierenden der alliierten Heere untersteht, der berechtigt sein
soll , alle von ihm als nötig erachteten Maßregeln zu treffen ,
um die „Besetzung" und den „Betrieb" dieses Verkehrsweges
ficherzustellen. Anfangs dieses Jahres wurde auf Grund
der Waffenstillstandsbedingungen unter anderem verboten : je.
der Transpott von Plätzen der rechten Rheinseite, die inner¬
halb der von den verbündeten Armeen besetzten Brückenköpfe
gelegen sind, nach außerhalb dieser Brückenköpfe gelegenen
Plätzen der rechten Rheinseite, ferner jeder Transport von
linksrheinischen nach rechtsrheinischen , außerhalb der Brücken,
köpfe gelegenen Plätzen. Zugelassen wurde durch die gleiche
Bekanntmachung jeder Transport von rechtsrheinischen, außer¬
halb der Brückenköpfe gelegenen Häfen nach rechtsrheinischen
Plätzen sowie jeder Transpott von und nach neutralen Län .
dern , außerdem mit besonderer Genehmigung jeder Umschlag
von Gütern in einem linksrheinischen oder innerhalb der
Brückenköpfe gelegenen Hafen, die außerhalb der Brückenköpfe
auf dem rechten Ufer geladen find, mit Bestimmung nach
rechtsrheinischen außerhalb der Brückenköpfe gelegenen Plätze .
Theoretisch war hiernach der Umschlagverkehr in den badischen
Oberrhrinhäfen bisher nur unwesentlich beschränkt , praktisch
war er es jedoch schon ganz empfindlich , weil die vorgesehenen
besonderen Genehmigungen meines Wissens noch in keinem
Falle grundsätzlicherteilt worden sind.

Nach der Mitteilung des Bundespräsidenten Ador, an deren
Richtigkeit zu zweifeln kein Grund vorliegt, müssen künftig
alle Kohlen nach der Schweiz in linksrheinischen Häfen umge-
schlage« » erden, ohne Rücksicht darauf , ob die Kohlen von

linksrheinischen »dar rechtsrheinischen Gebieten stammen. Dl»
badischen Rheinumschlagplätze und mit ihnen dir » badische«
StaatSeisenbahnrn sollen als » vor allem zugunsten Slraßburgs
und der elsässische« Eisenbahnen, ihren ganzen Aohlenverkrhr
nach der Schweiz verlieren. . . ." In seinen weiteren Aus.
führuagen gibt Pseiff der Befürchtung Ausdruck , daß die für
den Kohlenverkehr angekündigten Maßnahmen alsbald auch
auf den übrigen deutsch-schweizerischen Massenverkehr auSge-
dehnt werden könnten, dem sofort die Verkehre folgen würden ,
die , wie der deutsch-italienische Bettehr , über die Schweiz be.
dient werden .

Wadiscbe Leitungsstimmen .
„Die teuere « Soldatenrätr ." In einer Polemik mit einem

badischen Soldatenrat » die sich auf Grund zweier Artikel über
die Soldatenräte entsponnen hatte , schreibt die «Offenburger
Zeitung " u . a . :

„Selbst wenn man „Übertreibungen " bei dem „EntrüstungS .
sturm " gegen die hohen Bezüge der Soldatenräte zugibt, so
l leibt doch wahrlich noch hinreichend Grund übrig , sich gegen
die angesichts unserer dem Zusammenbruch zuneigenden fi¬
nanziellen Lage tatsächlich unerhörte Höhe der zahlenmäßig be¬
legten und wirklich verausgabten Gehälter , die wir früher
schon mitteilten , auszusprechen. Diese übertrieben hoher»
Summen wurden ip den ersten Wochen nach dem Ausbruch der
Revolution tatsächlich verausgabt , und es bedurfte erst des ener¬
gischen Einspruchs der bürgerlichen Presse, die Soldatenrät «. in
ihren Forderungen zur Selbstbesinnung zu bringen . Die
Ablenkung daß die Räte , meist als Familienväter , im Felde
während mehr als vier Jahren monatlich nur 15—21 M . Löh¬
nung erhielten , entkräftet doch nicht die Einwendung, daß die
jetzigen Gehälter der Soldatenräte zu hoch seien — immer im
Hinblick auf die überaus bedenkliche wirtschaftliche Not des Va¬
terlandes . Die Aufgabe der Soldatenräte soll doch nach ihren
sich selbst beigelegten Befugnissen in erster Linie darin bestehen,
einen weiteren Zerfall unseres Wirtschaftslebens zu verhüten
und Hand in Hand mit dem Bürgertum , einerlei welcher Par -
tcirichtung , am Neubau der staatlichen Ordnung mitzuwirken.
Dazu gehört vor allem , unfern Finanzen zur Gesundung zu
verhelfen und eine Wiederholung der von den Soldatenräten
wiederholt beklagten bisherigen Mißwirtschaft zu verhüten . Wie
weit es kommen kann , haben eine Reihe Städte wie Düsseldorf
zur Genüge bewiesen.

"

Ltantsanzelger .
Me Badische vorläufige Volksregierung hat unterm 10. Fe¬

bruar d. I . den Bezirksarzt Medizinalrat vr . Wohlfahrt in
Bühl zum Bezittsarzt in Offenburg ernannt .

Das Ministerium der Justiz hat unterm 4 . Januar d . I .
den Justizaktuar Hermann Herr beim Amtsgericht Bruchsal
zur Direktton des Landesgefängnisses und der Weiberstraf¬
anstalt Bruchsal versetzt .

Das Ministerium der Justiz hat unterm 31 . Januar d . I .
den Justizsekretär Georg Ziegler beim Amtsgericht Sinsheim
zum Amtsgericht Ettlingen versetzt .

Das Ministerium der Justiz hat unterm 1 . Februar d. I .
den Justizaktuar Ludwig Lichtenberger beim Amtsgericht
Pforzheim zum Amtsgericht Mannheim verseht.

Die Zoll- und Steuerdirektion hat unterm 20. Januar d. I .
den Finanzsekretär Georg Wipfinger in Schwetzingen wegen,
leidender Gesundheit in den Ruhestand versetzt.

Mit Entschließung des Verkehrsministeriums vom 80. Ja¬
nuar d. I . wurde Betriebsinspektor Heinrich Athenstaedt und -
Bauinspektor Ludwig Hopp in Lörrach nach Basel versetzt .

Die Generaldirektton der Staatseisenbahnen hat unterm
25. September 1918 den Bausekretär Georg Doll in Durlach
nach Karlsruhe versetzt .

Bekanntmachung.
Wir bringen nachstehende Bekanntmachungen des Reichs¬

amts des Innern zur öffentlichen Kenntnis .
Karlsruhe , den 10 . Februar 1919.

Ministerium des Innern .
Der Ministerialdirektor :

Pfisterer . vr . Schühly.

Als Radbauart , bei deren Verwendung gemäß Ziffer 1
der Bekanntmachung , betreffend die Regelung des Verkehrs
mit Kraftfahrzeugen , vom 18 . Dezember 1916 ( ReickF-Gesetzbl .
S . 1408 ) für Personenkrastfcchrzeuge Befreiung von der Vor.
schrift der elastischen Bereifung gewählt werden darf , ist außer
den in früheren Bekanntmachungen behandelten Radbauarten
ferner diejenige der Firma Arthur Liebscher in Dresden -A .
bis auf weiteres zugelassen worden.

Beschreibung des Rades :
Ein mittlerer Radkörper trägt Holzspeichen und einen Holz,

kranz , über den hinausreichend beiderseits der Speichen .Blatt¬
federn befestigt sind . Zwischen die Köpfe der Blattfedern reicht
von dein aus Holz und Äsen konstruierten Lauskranz herab ,
hängend eine zweiwandige Eisenkonstruktion, die in jeder Wand
ein halbkugeliges Lager trägt , dem ein gleiches in dem gegen,
überliegcnden Kopf der Blattfeder entspricht . Beide Lager
sind durch einen freispielenden Bolzen mit halbkugelige!»
Köpfen verbunden .

Berlin , den 10. Januar 1919.
Reichsamt des Innern .
I A . : Dam mann .

AIS Radbauart . bei deren Verwendung gemäß Ziffer 1
die Bekanntmachung , betreffend die Regelung des Verkehr»
mit Kraftfahrzeugen , vom 18. Dezember 1916 (Reichs -Gesetzbl .
S 1408) für Personenkraftfahrzeuge Befreiung von der Vor.
schrift der elastischen Bereifung gewährt werden darf , ist außer
den in früheren Bekanntmachungen behandelten Radbauarten
den in früheren Bekanntmachungen behandelten Radbauarten ,
ferner diejenige der Firma Lauterberger Blechwarenfabrik
Rudolf Züchner L Co . in Bad Lauterberg im Harz bis auf
weiteres zugelassen worden.

Beschreibung des Rades :
Der Laufkranz ist aus gestanzten, übereinander gelegten

und zusammengepreßten Blättern aus Papier . Gewebe , Leder,
Metallfolien Ä>er dergleichen zusammengesetzt und im Felgen »
kranz unter Umfassung seiner Unterseite durch die Felgen ,
gcwülste befestigt. Die Blätter sind an der Unterseite flach
zugeschnitten , so daß zwischen dem Laufkranz und dem Felgen,
gründe ein beiderseits der mittleren Radebene liegender Hohl»
raum entsteht.

Berlin , den 13 . Januar 1919.
Reichsamt des Innern .
I A. : Dam mann .



Amtliche Leksnntmscbrmgen .

verordn «»- .
(Vom 22 - Januar 1819.)

Dt« Ardeitsderrnittelnn« detr.
Auf Grund der Verordnung de« Bunde - rat » über

hie wirtschaftliche Demobilmachung vom 7. November
1918 (Reichsgesetzblatt Seite 1292 ) und der mir vom
Reichsamt für wirtschaftliche Demobilmachung erteil¬
ten Ermächtigung verordne ich, was folgt :

8 1 .
Die Vermittelung offener Stellen für männliche

und weibliche Arbeitskräfte aller Art (Angestellte , ge¬
werbliche , landwirtschaftliche , häusliche Arbeiter ,
Dienstboten ) ist nur den öffentlichen und denjenigen
bestehenden nicht öffentlichen Arbeitsnachweisen ge¬
stattet , welche nicht gewerbsmäßig betrieben werden
und sich den Bestimmungen unterwerfen , die für
ihren Betrieb vom Staatskommissar für die wirt¬
schaftliche Demobilmachung oder der von ihm beauf¬
tragten Stelle erlaffen werden .

8 2.
Tie Arbeitgeber haben alle offenen Stellen jeweils

auf dem schnellsten Wege bei einem nach § 1 zustän¬
digen Arbeitsnachweis anzumelden ; die Meldepflicht
besteht auch dann , wenn der Arbeitgeber eine Be¬
hörde ist.

8 8.
Di « Arbeitgeber , welche Arbeitskräfte entlassen wol¬

len , haben eine Kündigungsfrist von mindestens 2
Wochen einzuhalten , sofern nicht eine längere Kün¬
digungsfrist gesetzlich vorgeschricben oder vereinbart
ist . Gleichzeitig mit der Kündigung ist dem zu Ent¬
lassenden der nächstgelegene , für chn nach tz 1 zu¬
ständige Arbeitsnachweis vom Arbeitgeber ausdrück¬
lich bekannt zu geben .

Absatz 1 Sah 2 findet keine Anwendung :
») auf Beschäftigungsverhältniffe , die ihrer Natur

nach vorübergehend sind,
d ) auf Fälle , in denen die Auflösung eines Be¬

schäftigungsverhältnisses ohne Einhaltung einer
Kündigungsfrist gesetzlich zulässig ist ; dabei gilt
jedoch Mangel an Betriebs - oder Rohstoffen nicht
als wichtiger Grund zu vorzeitiger Auflösung .

8 4.
Ist ein Arbeitgeber gezwungen , Arbeitskräfte mit

Rücksicht auf die Verhältnisse des Betriebes , insbe¬
sondere wegen Mangels an Betriebs - oder Rohstof¬
fen , zu entlassen , so hat er die Zahl der zu entlasten¬
den Arbeitskräfte beim Ausspruch der Kündigung dem
nach 8 1 zuständigen Arbeitsnachweis anzuzeigen ;
handelt es sich um die Entlastung von mehr als fünf¬
zig Arbeitskräften , so ist außerdem gleichzeitig dem
Landeswirtschaftsamt (Karlsruhe , Kronenstraße 46)
und der Landesstelle für Arbeitsvermittelung (Karls¬
ruhe , Zähringerstratze 160) Anzeige zu erstatten . Die
Vorschriften der 88 6 und 8 meiner Verordnung vom
15. Januar 1919, die Ersparung von Heiz - und Be¬
leuchtungsmitteln betreffend (Gesetzes - und Verord¬
nungsblatt Seite 21) bleiben unberührt .

8 5 . -
Wer den Vorschriften dieser Verordnung vorsätzlich

zuwiderhandelt , wird mit Geldstrafe bis zu einhun¬
derttausend Mark bestraft ( 8 6 der Verordnung des
Bundesrats vom 7 . November 1918 ) .

8 6.
Diese Verordnung tritt mit dem Tage der Verkün¬

dung in Kraft .
Karlsruhe , den 22 . Januar 1919.

Der Staats !« mmistar für die wirtschaftlich «
Demobilmachung .

Marhloff .

Bekanntmachung .
Zur Regelung des Arbeitsnachweises während der

Übergangszeit zur Friedenswirtschaft wird im Hin¬
blick auf die Verordnung des Staatskommiffars für
die wirtschaftliche Demobilmachung , betreffend die Ar¬
beitsvermittelung vom 22 . Januar 1919 (Gesetzes¬
und Verordnungsblatt Nr . 6, S . 26 ) bekannt ge¬
geben :

1.
Die Leitung des gesamten Arbeitsnachweiswesens

in Baden liegt bei dem , dem Ministerium für Über¬
gangswirtschaft und Wohnungswesen angegliederten
Landeswirtschaftsamt in Karlsruhe , Kronenstr . 40.

Die sachliche Arbeitsausführung liegt bei der Lan¬
desstelle für Arbeitsvermittelung in Karlsruhe , Zäh -
ringerstraße 160.

2.
Die unmittelbare Arbeitsvermittelung leisten die

nach 8 1 der obengenannten Verordnung zugelasse¬
nen Arbeitsnachweise .

3.
Die Arbeitsvermittelung erstreckt sich auf alle Be¬

rufe für männliche und weibliche Personen .
«.

Alle Arbeitsuchenden richten ihre Gesuche an den
« ächstgelegenen nach § 1 der obgenannten Verordnung
ln Betracht kommenden Arbeitsnachweis ; sie können
sich aber auch bei einem beliebigen anderen nach 8 1
der Verordnung zugelaflenen Arbeitsnachweis melden .
Die Gesuche sind grundsätzlich nur bei einem Ar¬
beitsnachweis einzureichen .

5.
Die Arbeitgeber melden offene Stellen bei dem

„ ächstgelegenen nach 8 l der obengenannten Verord¬
nung in Betracht kommenden Arbeitsnachweis . Die
Arbeitgeber melden ihren Bedarf grundsätzlich nur
bei einem Arbeitsnachweis an .

6.
Die mit der Arbeitsvermittelung befaßten Stellen

haben dem Landeswirtschaftsamr oder besten Beauf¬
tragten auf Verlangen die erforderliche Auskunft
über die den Arbeitsnachweis betreffenden Fragen zu
erteilen .

Karlsruhe , den 22. Januar 1919.
Ministerium für Übergangswirtschaft « uh Woh¬

nungswesen .
Ministerium für soziale Fürsorge .

Der Minister :
M a r tz l o f f.

Vorstehende Verordnung und Bekanntmachung brin -
D«« wir zur öffentlichen Kenntnis . Z .749

Karlsruhe , den 31. Januar 1919.
Bezirksamt . — Polizeidirektion . OZ .3S

« .öoMiW!
Alle in der Stobt und im Amtsbezirk KorlSrnhe

befindlichen Elfotz -Lothrtngrr , die im Laufe de- Krie -
ge» on» der Kompfzone »och Bode« geflüchtet sind
»der evokuiert wurden, werden hierdurch aufgefor¬
dert . sich bi» spätesten » Freitag , den 14. d. Mt „ nach-
mittag » 5 Uhr , auf dem Bezirksamt KorlSrnhe —
Bezirksamtsgebäude , Marktplatz , Zimmer Nr . 8 —
persönlich zu melden zwecks Ak^abe einer Erklärung,
ob sie nach Elsaß -Lothringen rnrückzukehre » wünschen
»der nicht . Zu melden haben sich nochmal » auch die¬
jenigen Elsaß -Lothringer , die sich auf unsere letzte
Bekanntmachung hin bereit » schon gemeldet und eine
Erklärung in obenerwähntem Sinne abgegeben ha¬
ben . AnSweispaptere sind mitzubringeu . Z .748

Karlsruhe , den 12. Februar 1919.
Bezirksamt — Polizeidirektion — . OZ47
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MeiMIIsdilduiWH .Mrlskiihe
Der nächste Vortrag von Herrn Prof . Paulcke über

„Die EntwicklnngSvorginge in der Natur " findet Frritag
de« 14. Februar , der 4 . Vortrag DienStag de« 18 . Fe¬
bruar , der L. Borttag DienStag de» 2L. Februar , jeweils
abends um */,8 Uhr statt .

Der erste Besprechungsabend findet Donnerstag den
20 - Februar abends ' /,8 Uhr , im geologischen H irsaal
der Technischen Hochschule statt - Die EinzeichaungS -
liste zu letzterem liegt sowohl in der Geschäftsstelle
als auch ber den nächsten Heiden Borträgen auf .

Die Teilnehmer werden gebeten , eventl . Fragen
schriftlich in der Geschäftsstelle abzugeben , oder in den
bei den Vorträgen aufliegend n Käst n zu werfen .

Geschäftsstelle des Verein » Bolksbildung .
Akademiestraße 67 .
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Weilllraubs An- u. Berkaufsgeschaft
Kronenstratze SL Telephon 3747 .

Hiirgermcister-Stelle.
Die Stelle des Bürgermeisters in Tiengen (Amt

Waldshut ) ist bei einer Vergütung von 5006 M neu
zu besetzen. Eine schöne Dienstwohnung ist vorhanden .
Bei besonderer Eignung werden die Bezüge angemessen ,
erhöht .

Geeignete Bewerber wollen ihre Eingaben mit Re¬
ferenzen und Lebenslauf bis zum 3. März ISIS beim
Gemeinderat Tiengen einreichen F997

Tiengen , den 8 . Februar 1919-
Der Gemeinderat .

Döbele .

Ausruf !
Die an dieser Stelle vor kurzem angekündigte Ver¬

sammlung der Angehörigen Kriegs - und Zivilgefan¬
gener im Bezirk Karlsruhe findet nunmehr

Sonntag, dm ISWrmM iMSW .
im große » Festhalle,aal ,

statt . Wir bitten alle Angehörigen Gefangener und
all « sonstigen Interessenten um Teilnahme an dieser
Versammlung . Diejenigen Versammlungsbesucder , die
dem Badischen Landesverein oder besten Gefangenen¬
fürsorge -Abteilung , Kronenftraße 24, ihre Adressen bis¬
her nicht angegeben haben , werden gebeten , sich in
eine von morgens 10 Uhr an am Eingang des Fest -
hallesaaleS aufliegende Liste einznzeichnen F .985

Badischer Landesverein vom Roter» Kreuz
vtsnzmilsürsorz« fSr Su - rzitt S-rknlhr
Dn Lirsitzttk SWskstkllr

Ur LrM- MsilW : Msnalsr SM»di»st:
Dr . Stroebe - FrauA . ElsaS .

Für de« BottSbund zum Schutze deutscher
Kriegs - und Zivilgefangener r

Rechtsanwalt Geier -

Die Besitzer der bei Kriegsbeginn der Transport¬
mittel -Abteilung des Roten Kreuzes in hochherziger
Weise zur Verfügung gestellten F .977

Fahrräder
werden , soweit sie ihre Räder dem Roten Kreuz noch
nicht geschenkweise überlasten haben , hierdurch ausge¬
fordert , bis zum 1 . März d. I . ibre Ansprüche auf
Rücklieferung der Räder bezw auf Schadenersatz bei der

Depot-Abteilung des Roten Kreuzes (Stefauieu -
pratze 76 im Hof links)

geltend zu machen .
Soweit die- bis zu dem genannten Termin nicht

geschieht, wird angenommen , daß die Besitzer auf ück-
lieferung der durch den mehrjährigen Gebrauch stark
abgenutzten Räder , sowie auf Entschädigung verzichten .

Allen denen , die durch Überlastung ihrer Fahrräder
an das Rote Kreuz zum schnellen und bequemen
Transport Tausender von Verwundeten mitgewirkt
haben , sei hierdurch nochmals wärmstens gedankt .

Die Transportmittel -Abteilung
des Roten Kreuzes.
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Konkursverfahren über den
Nachlaß des Küfers Josef
Kapplcr von Freiburg -Zäh¬
ringen wurde nach Vollzug
der Schlußverteilung auf¬
gehoben .
Freiburg , 8 - Februar 1919 .

Gerikhlchchrriderei prs
Amtsgerichts 4.

Z .740 . Heidelberg . Da »
Konkursverfahren über

das Vermögen des Mau¬
rermeisters Karl Oden¬
wald in Heidelberg -Neuen «
heim wurde nach Abhal¬
tung des Schlußtermins u.
Vornahme der Schlußver »
teilung aufgehoben .. H 163
KO .
Heidelberg , 1 . Febr . 1919 .
Der Gerichtsschreiber de»

Amt sgerichts 3^
Z .719 . Pforzheim . Die

mit Beschluß des Amtsge¬
richts Pforzheim vom 16.
April 1913 angeordnet «
Entmündigung des Gold¬
arbeiters Christian Fried ,
rich Schickte- in Jspringer »
wegen Trunksucht wurde
vom Amtsgericht wieder
aufgehoben .
Pforzheim , 31 . Jan . 1919.

Gerichtsschreiberei des
Amtsgerichts / c 1 .

MMM
Mll -IlMWM
Die Stellen eines

WlMlWM
und eines Stellvertreter »
für unseren Bezirk sind zu
besetzen Bewerber wollen
ihre Gesuche mit Lebens¬
lauf und Zeugnissen binnen
11 Tage« bei uns einreichen .
Staatlich geprüfte Werk-
meister erhalten den Vorzug .

Triverg , 10 Febr . 1919 .
Badisches Bezirksamt .

Aufforderung
Sämtliche Gläubiger der

Architekten Ramei .cr ch Wein »
schenk in Badcn -Badefl wer¬
den hiermit aufgefvrdert ,
ihre Forderungen bis spä¬
testens 20 . Februar 1919
bei den Rechtsanwälten
De . Herrmaim « vr . Hauser
in Baden -Baden anzumelden ,
soweit das noch nicht ge¬
schehen ist Z .752
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